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Leinenpflicht light fürLangeErlen
Der Grosse Rat heisst das neue Wildtier- und Jagdgesetz gut. Die Regierung verspricht Hundefreilaufzonen.

Nora Bader

Elf Rehe werden in Basel-Stadt
im Durchschnitt pro Jahr von
Hunden gerissen, darunter auch
junge. Gerade im Naherho-
lungsgebiet Lange Erlen kom-
men sich Hunde und Wildtiere
nahe. Die vorgesehene Leinen-
pflicht war denn auch der Punkt,
der im Zusammenhang mit dem
neuen kantonalen Wildtier- und
Jagdgesetz für die meisten Emo-
tionen gesorgt hatte – insbeson-
dere unter Hundehalterinnen
und -haltern.

Der Grosse Rat hat gestern
dem neuen Gesetz sowie der
Neukonzeption des regionalen
Wildtiermanagements mit 71 zu
19 Stimmen bei zwei Enthaltun-
gen zugestimmt. Damit soll die
Leinenpflicht für Hunde wäh-
rend der Brut- und Setzzeit, also
von Anfang April bis Ende Juli,
gelten. Dies im Wald, am Wald-
rand und angrenzenden Wie-
sen. Mit Ausnahmen in den Lan-
ge Erlen: Diesbezüglich habe
man einen Kompromiss finden
müssen, wie die zuständige Re-
gierungsrätin Stephanie Ey-
mann ausführte.

So wird es dort Ausnahmen
in Form von sogenannten Hun-
defreilasszonen geben, die von
der Regierung per Verordnung
definiert werden. Dazu warte
man noch auf eine entsprechen-
de, aktuelle Studie. Soviel vorab:
Der grösste städtische Teil der
Langen Erlen und allenfalls ein
kleineres Gebiet auf Riehener
Boden sollen per Verordnung als
Freilaufzone definiert werden,
versprach Eymann.

ÄngstevorHundetourismus
seienunbegründet
Die Mehrheit der Justiz-, Sicher-
heits- und Sportkommission
(JSSK) teilte die geäusserte Be-
fürchtung nicht, dass diese Frei-
laufzonen zu einem «Hundetou-
rismus» führen könnten. Dies,
obwohl bereits heute 20 Prozent

der Hundehalter in den Langen
Erlen nicht im Stadtkanton
wohnhaft seien, wie es im Kom-
missionsbericht heisst. Kritische
Stimmen hielten fest, dass die
Leinenpflicht auch im Hundege-
setz regelbar wären.

Jeremy Stephenson (LDP)
verwies auf die Verhältnismäs-
sigkeit, da «Basel-Stadt nicht
Graubünden oder das Wallis
ist». Er schlage vor, den Exper-
ten zu glauben und das Gesetz
anzunehmen. Und für Grossrat
Andreas Zappalà (FDP) ging das
Versprechen der Regierung be-
treffend der Feilaufzonen zu we-
nig weit. Hundehalterinnen und
-halter seien verunsichert. Viele
seien nicht überzeugt, ob die
Zonen auch wirklich kämen. Er
sei immer wieder von besorgten

Hundehalterinnen und -haltern
darauf angesprochen worden, so
Zappalà. «Sie haben das Gefühl,
nun etwas ausbaden zu müs-
sen», sagte er. Und: Gerade im
Sommer müssten sich die Hun-
de im kalten Nass abkühlen kön-
nen. «Das geht an der Leine halt
nicht so gut.»

ForderungderGrünennach
staatlichen Jägern scheitert
Das neue Amt für Wald und
Wild beider Basel wird 2022
operativ in Betrieb genommen.
Das Basler Wildtier- und Jagd-
gesetz regelt auch, welche Kom-
petenzen und Aufgaben bezüg-
lich der Jagd dem Kanton zufal-
len und welche den Gemeinden.
Gemäss Gesetzestext der Regie-
rung soll der Kanton vor allem

die Verantwortung für überge-
ordnete Anliegen im Wildtier-
management erhalten. Die üb-
rigen Aufgaben werden den Ge-
meinden zugewiesen – «es sei
denn, sie könnten durch den
Kanton effizienter erfüllt wer-
den». Damit wolle der Regie-
rungsrat erreichen, dass die Ge-
meinden den grossen Hand-
lungsspielraum beibehalten
könnten.

Regierungsrätin Eymann be-
zeichnete das Gesetz generell
als einen Paradigmenwechsel
hin zum Wildtiermanagement.
Neu würden die Tiere bei der
Jagd im Fokus stehen. Die vor-
beratende JSSK hatte dem Gros-
sen Rat die Zustimmung emp-
fohlen. Das Grün-Alternative
Bündnis (GAB) beantragte indes

die Rückweisung an die Regie-
rung. So, wie das Gesetz formu-
liert sei, stehe die Jagd an sich zu
sehr im Vordergrund, führte
Grossrätin Michelle Lachen-
meier aus. Das vorliegende Ge-
setz zeige einen veralteten Um-
gang mit Tier, Mensch und Na-
tur. An vorderster Stelle solle der
Tierschutz stehen.

Deshalb schlugen die Grü-
nen vor, wie in Genf keine priva-
ten Pachten mehr zu vergeben
und stattdessen staatliche Jäger
anzustellen. Für Rückweisung
aus «formellen und inhaltlichen
Gründen» sprach sich auch
Grossrat Beat Leuthardt (GAB)
aus. «Wir kaufen den Hund im
Sack», sagte er. Die Ratsmehr-
heit entschied sich dennoch für
die Annahme des Gesetzes.

Zu reden gab beim neuen Gesetz vor allem das Gebiet Lange Erlen, woWildtiere und Hunde aufeinandertreffen. Archivbild: Nicole Nars-Zimmer

685MillionenFranken
fürdieUniversitätBasel
Nach dem Baselbiet zieht Basel-Stadt nach und genehmigt
den Leistungsauftrag der Uni für 2022 bis 2025.

Partnerschaft Wie erwartet hat
der Grosse Rat gestern Ja gesagt
zum Leistungsauftrag und zum
Globalbeitrag für die Jahre 2022
bis 2025 der Universität Basel.
Konkret gesprochen wurden
684,8 Millionen Franken. Der
Globalbeitrag und der revidier-
te Staatsvertrag wurden mit je-
weils einer Gegenstimme klar
angenommen.

Die beiden Trägerkantone
Basel-Stadt und Baselland kom-
men für die Vollkosten ihrer
Studierenden auf, was den
grössten Anteil der Kosten von
insgesamt 1,35 Milliarden Fran-
ken ausmacht. Die Deckung des
übrig bleibenden Restdefizits
wird unter Berücksichtigung
der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit der beiden Kantone
und eines Standortvorteils für
Basel-Stadt aufgeteilt. Beim

Restdefizit der Universität wird
dem Kanton Basel-Stadt ein
Standortvorteil von zehn Pro-
zent zu seinen Lasten angerech-
net. Dies war von der vorbera-
tenden Bildungs- und Kultur-
kommission (BKK) kritisiert
worden. Der Begriff Standort-
vorteil sei schwer definierbar.

Regierungsrat Conradin
Cramer sagte hingegen, es gebe
diesen Standortvorteil effektiv.
Und weiter: Der Vertrag bilde
einen Meilenstein für die Zu-
kunft der Universität. Cramer
verwies darauf, dass der Vertrag
mit dem Partnerkanton Basel-
land vor sechs Jahren fast ge-
scheitert sei. Nun steht nichts
mehr im Weg: Der Baselbieter
Landrat hatte den Globalbeitrag
sowie den revidierten Staatsver-
trag vergangene Woche bereits
einstimmig abgesegnet. (no)

AllesindfürVereinbarkeit
vonBerufundFamilie
Mit 74 Millionen Franken sollen die Tagesstrukturen
nochmals deutlich ausgebaut werden.

Das Basler Modell der Tages-
strukturen für die Schülerinnen
und Schüler der obligatorischen
Schule sei pionierhaft, sagte
Conradin Cramer, Regierungs-
rat und Vorsteher des Erzie-
hungsdepartements, am Mitt-
woch im Grossen Rat.

Das Parlament diskutierte
den Ausbau und die Weiterent-
wicklung der Tagesstrukturen
nach dem Bericht der Bildungs-
und Kulturkommission (BKK).
Mit 91 Ja-Stimmen und einer
Nein-Stimme bewilligte der
Grosse Rat schliesslich rund
74 Millionen Franken vorrangig
für Investitionen in Bau und In-
frastruktur. Es solle so für alle
schulpflichtigen Kinder und Ju-
gendlichen, die wollen, ein Platz
bei einer Tagesstruktur zur Ver-
fügung stehen. Wichtig sei
neben den baulichen Massnah-

men jedoch auch die Qualität
des pädagogischen Personals,
und dies sei im Ratschlag der
Regierung etwas kurz gekom-
men, sagte BKK-Präsidentin
Franziska Roth.

Das Parlament und der Re-
gierungsrat Conradin Cramer
waren sich in der Debatte einig:
Die Tagesstrukturen seien ent-
scheidend für die Vereinbarkeit
von Beruf und Familie sowie re-
levant wegen ihrer integrativen
Funktion. Sasha Mazzotti, Spre-
cherin der SP, sagte: «Die Ver-
einbarkeit von Familie und Be-
ruf ist nicht ein Links-rechts-
Thema, sondern ein
grundsätzliches Bedürfnis.»
Franziska Roth schloss: «Wir
sind guten Mutes, dass wir die
Erfolgsgeschichte der Basler Ta-
gesstrukturen weiterschreiben
können.» (elk)

DieKugelahorne
bleibenThema
Petition Die geplante Fällung
der 17 Kugelahornbäume in der
Margarethenstrasse hat in Basel
für hitzige Diskussionen ge-
sorgt. Zwar ist ein Teil der Bäu-
me seit einigen Monaten gefällt,
nun hat die Petitionskommis-
sion ihren Bericht vorgelegt. Sie
beantragte dem Grossen Rat,
die Petition dem Regierungsrat
zur Stellungnahme innert drei
Monaten zu überweisen. Das
Parlament folgte diesem Antrag.
Die Petition hatte die Verhinde-
rung der Fällungen gefordert.
Annina von Falkenstein, Spre-
cherin der Petitionskommis-
sion, sagte: «Es geht um den
grundsätzlichen Umgang,
wenn sich zwei wichtige The-
men wie Behindertengerichtig-
keit und Klimaschutz gegen-
überstehen.» Sprechende von
SVP, SP, GAB und EVP/die Mit-
te stimmten der Überweisung
zu, der Sprecher der FDP for-
derte, die Petition als erledigt
abzuschreiben. (elk)

Mein Leben im Dreiland

Der Krieg
im Museum
Im Sundgaustädtchen Danne-
marie, 40 Kilometer westlich
von Basel, wurde vor kurzem
ein eindrückliches neues
Museum eröffnet, das sich
neben der Geschichte des
Elsass vor allem dem Ersten
Weltkrieg widmet. Eingerich-
tet wurde das «Mémorial de
Haute-Alsace», so der Name,
in einer ehemaligen Textilfab-
rik, in der zuletzt Peugeot
Motorroller herstellte.

Kernstück ist ein Schützengra-
ben, in dem sich Franzosen
und Deutsche gegenüberlie-
gen. Zu sehen sind Puppen in
Uniformen, Krankenstuben,
Fernschreiber und Operations-
räume und unzählige Waffen
wie Kanonen, Maschinenpisto-
len, Gewehre und Granaten.
Die allermeisten der rund
10 000 Ausstellungsstücke
stammen aus der Sammlung
des Elsässers Jacky Sontag,
dessen Grossvater schon damit
begonnen hatte, Erinnerungs-
stücke aus dem Krieg zu sam-
meln. Bisweilen ist man durch
die Menge der ausgestellten
Waffen etwas überfordert.
Befremdlich ist, dass im Shop
goldene Thermoskannen in
Form von Granaten im Ange-
bot sind, die sich laut Sontag
aber gut verkaufen.

Der Anfang der Ausstellung
führt didaktisch gelungen auch
auf Deutsch und Englisch in
die Geschichte des Elsass ein.
Eindrücklich sind Filme und
Fotos, die gegenübergestellt
die Mobilisierung der Deut-
schen und Franzosen zeigen.
Der erste Tote des Weltkriegs
war der Deutsche Albert
Mayer, der noch vor der Kriegs-
erklärung auf einer Patrouille
erschossen wurde, auf franzö-
sischer Seite fiel Jules André
Peugeot. Viel Raum erhält der
Sundgauer Landwirt Dominik
Richert, der nach Kriegsende
seine Erinnerungen aufschrieb.
Da das Elsass von 1871 bis 1918
zu Deutschland gehörte,
musste er auf deutscher Seite
kämpfen, sein Cousin Xavier
wurde von den Franzosen
eingezogen.

Thematisiert wird auch der
Kilometer Null bei Bonfol, wo
die Schweizer, deutsche und
französische Front ganz nah
beieinander lagen. Weiter
interessant: Um zu verhindern,
dass deutsche Soldaten in die
Schweiz flüchteten, liess die
deutsche Armee zwischen
Pfefferhouse und Saint-Louis
einen Elektrozaun bauen. Als
das Elsass 1918 wieder franzö-
sisch wurde, war das für viele
Elsässer ein sprachliches
Problem, da 90 Prozent kein
Französisch verstanden.

www.memorial-haute-alsace.fr
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